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Als der Internationale Strafge-
richtshof (IStGH) eingeführt 

wurde, galt er als Erfolgsgeschichte 
staatlicher Zusammenarbeit. In 
jüngerer Vergangenheit ist die Insti-
tution jedoch sehr dafür kritisiert 
worden, ihre Strafverfolgung auf den 
afrikanischen Kontinent zu konzen-
trieren. Statt mit dem Gerichtshof 
zusammenzuarbeiten haben einige 
Staaten ihre Haltung geändert, 
widersetzen sich nun den IStGH-
Aktivitäten und stellen seine Legiti-
mität infrage. Ein zentraler Aspekt ist 
der Mechanismus, der eine IStGH-
Intervention auslöst.

Der IStGH entwickelte sich 
durch ein völkerrechtliches Überein-
kommen von Staaten, wobei in den 

Verhandlungen ein Verfahrenskom-
promiss erzielt wurde, der sich im 
Statut des IStGH, dem sogenannten 
Rom-Statut, niederschlägt. Doch 
dieses Abkommen ist durchaus nicht 
perfekt. Um den IStGH und seine 
Position im internationalen Straf
justizsystem angemessen bewerten zu 
können, müssen die Akteure benannt 
werden, die bei der Aktivierung des 
Gerichtssystems relevant sind. 

Das Auslösen einer  
IStGH-Intervention

Der Begriff „Auslösungsmecha-
nismus“ (trigger mechanism) wurde 
im Verlauf der Einrichtung des 
IStGH eingeführt. Zwei wesentliche 

Themenkomplexe mussten dabei 
unterschieden werden: erstens die 
Frage der Zuständigkeit und, erst in 
einem zweiten Schritt, das Auslö-
sen des Systems.2 Die Artikel 13, 14 
und 15 des Rom-Statuts3 bestimmen 
den Auslösungsmechanismus des 
IStGH. Das Büro des Anklägers 
arbeitet nach strengen Verfahrens-
vorschriften. Seine Aktivität wird 
durch Überweisung (referral) des 
UN-Sicherheitsrates, eine Staaten
überweisung oder proprio motu (von 
Amts wegen) vom Ankläger selbst 
„ausgelöst“. Überweisungen durch 
Staaten schließen auch Eigenüber-
weisungen ein, also Überweisungen 
des Staates, auf dessen Territorium 
ein Konflikt stattfand oder noch 

Selektive Strafverfolgung?
Warum der Internationale Strafgerichtshof

einen besseren Auslösungsmechanismus braucht1

Von Ignaz Stegmiller

Der Internationale Strafgerichtshof (IStGH) ist in 
den letzten Jahren stark dafür kritisiert worden, sich 

bei der Straverfolgung allein auf den afrikanischen 
Kontinent zu konzentrieren. Tatsächlich ist das 

dem IStGH zugrunde liegende völkerrechtliche 
Übereinkommen ein Kompromiss, der alles andere 

als perfekt ist. Es wird in Zukunft darauf ankommen, 
die Akteure zu benennen, die bei der Aktivierung des 

Gerichtssystems relevant sind. 



56

stattfindet.4 Die Zusammenarbeit 
zwischen den Staaten und dem Büro 
des Anklägers führte dazu, dass in 
der ersten Zeit Eigenüberweisungen 
sogar ermutigt wurden. Bevor 
Fragen der Legitimität behandelt 
werden, muss daher die Praxis der 
Staateneigenüberweisungen näher 
untersucht werden.

Eigenüberweisungen in der Praxis

Überweisungen an den IStGH 
durch Staaten werden in den Arti-
keln 13 (a) und 14 des Rom-Statuts 
behandelt. Zunächst ging man von 
einer geringen Relevanz dieser Ver-
fahrensvariante aus; die Praxis hat 
diese Erwartungen jedoch wider-
legt. Tatsächlich gründen vier von 
acht Verfahren vor dem IStGH 
auf Eigenüberweisungen (Uganda, 
Demokratische Republik Kongo, 
Zentralafrikanische Republik und 
Mali). Wie weiter unten gezeigt 
werden wird, sind Eigenüberwei-
sungen nach dem Rom-Statut zwar 
rechtlich zulässig, laufen jedoch 
aus politischer Perspektive Gefahr, 
die öffentliche Wahrnehmung des 
IStGH als Institution zu beschädi-
gen.

Überweisungen von Vertrags-
staaten können in zwei Kategorien 
unterteilt werden: Überweisungen 
von Dritten und Eigenüberwei-
sungen. Staateneigenüberweisungen 
sind Überweisungen von Vertrags-
staaten in einer Situation, in der Ver-
brechen, die in die Zuständigkeit des 
Gerichts fallen, auf dem Territorium 
dieses Vertragsstaats stattgefunden 
zu haben scheinen. Das Büro des 
Anklägers (Office of the Prosecutor 
OTP) ermutigte sogar zu solchen 
freiwilligen Eigenüberweisungen.5 
Alle vier Überweisungen nach 
Artikel 14 sind solche Staateneigen
überweisungen. Im Fall von Uganda 
verwies der ugandische Präsident 
die „die LRA [Lord’s Resistance 
Army] betreffende Lage“ 2004 an 
den IStGH.6 Eine zweite Überwei-
sung betrifft die Lage in der Demo-
kratischen Republik Kongo (DR 
Kongo).7 Eine dritte Eigenüberwei-

sung erhielt der Chefankläger 2005 
im Namen der Zentralafrikanischen 
Republik8 und eine vierte traf 2012 
von Mali ein.9 Eine fünfte Eigen
überweisung von den Komoren „in 
Bezug auf den israelischen Überfall 
am 31. Mai 2010 auf die Flottille mit 
humanitärer Hilfe für den Gaza-
Streifen […]“, bei dem ein komo-
risches Schiff betroffen war,10 wurde 
vom Büro des Anklägers geprüft. 
Die Voruntersuchungen wurden 
jedoch im November 2014 mit einer 
negativen Entscheidung ohne weitere 
Verfahrenseinleitung geschlossen.11 
Angesichts der jüngeren Entwick-
lungen und eines Beitritts Palästinas 
zum IStGH-Statut bleibt abzuwar-
ten, wie sich diese Konfliktsituation 
weiterentwickelt und ob der IStGH 
nicht doch tätig wird.

Zu beachten ist ferner auch, dass 
das Büro des Anklägers im Fall von 
Kenia ursprünglich eine Eigenüber-
weisung favorisierte.12 Dies steht in 
Übereinstimmung mit dem Ansatz 
des Anklägers, Staaten zu ermutigen, 
Konfliktfälle selbst an das Gericht zu 
überweisen. Nun mag man fragen, 
inwieweit die „Ermutigung“ will-
kommen ist und welcher (politische) 
Druck auf die selbstüberweisenden 
Staaten ausgeübt wird. Die Praxis 
der Eigenüberweisung an sich 
begründet keine rechtlichen Zweifel 
im Rechtsrahmen des IStGH. Trotz 
der unklaren Entstehungsgeschichte 
ist die Terminologie „Überweisung“ 
und „überweisen“ (im Gegensatz 
zu „Klage“) neutral und erlaubt 
es prima facie jedem Vertragsstaat 
zu handeln, unabhängig davon, ob 
der Staat, auf dessen Territorium 
der Konflikt stattgefunden hat, 
Vertragspartei des Rom-Statuts ist 
oder nicht. Im Lubanga-Fall ent-
schied die Vorverfahrenskammer I: 
„[…] die Eigenüberweisung der DR 
Kongo scheint mit dem eigentlichen 
Zweck des Komplementaritätsre-
gimes übereinzustimmen […].“13 Die 
Möglichkeit der Eigenüberweisung 
wurde von der Berufungskammer 
in der Sache Katanga und Chui 
bekräftigt, als sie feststellte, dass „das 
Statut keinen Staat davon abhält, auf 

seine Zuständigkeit zugunsten des 
Gerichts zu verzichten“.14

– Eine andere Frage ist, ob aus 
einer politischen Perspektive Staa-
teneigenüberweisungen ermutigt 
werden sollten. WissenschaftlerInnen 
bewerten die Praxis kritisch, weil sie 
befürchten, dass die Glaubwürdig-
keit und Unabhängigkeit des IStGH 
Schaden nehmen könnte.15 Einseitige 
Überweisungen sind geeignet, den 
Vorwurf voreingenommener Ermitt-
lungen gegen eine Konfliktpartei 
auszulösen, auch wenn das Büro des 
Anklägers nachdrücklich betont, dass 
beide Seiten dem Gerichtsverfahren 
unterliegen. Vor Ort herrscht der 
Eindruck, dass das Gericht instru-
mentalisiert worden ist. Selbst wenn 
der Ankläger eine Neubewertung 
vornimmt – wie im Fall Uganda, wo 
der frühere Chefankläger betonte, 
dass nicht nur Verbrechen der Lord’s 
Resistance Army, sondern auch die 
der Regierung untersucht würden –, 
riskiert der IStGH den Eindruck der 
Parteilichkeit, wenn er eine Über-
weisung einer Seite akzeptiert. Das 
proprio motu-Vorgehen nach Artikel 
15 des Rom-Statuts kann daher die 
bessere Wahl in Situationen sein, 
in denen der IStGH die Anwen-
dung gleicher Standards gegenüber 
mehreren Parteien unter Beweis 
stellen muss. Dies bringt jedoch den 
enormen Nachteil mit sich, die Koo-
perationsbereitschaft des fraglichen 
Staates verlieren zu können. Fälle wie 
Darfur (Sudan) und Kenia sind offen-
kundige Beispiele dafür, wie IStGH-
Handeln in eine Sackgasse führen 
kann. In beiden Ländern zielten die 
Ermittlungen der Anklage auf amtie-
rende Staatsoberhäupter und konnten 
nicht auf irgendeine Unterstützung 
vor Ort zurückgreifen. So scheinen 
Eigenüberweisungen, auch wenn sie 
rechtlich möglich sind, ein politisch 
heikles Instrument bei der Auslösung 
einer IStGH-Intervention zu sein. Es 
stellt sich daher die Frage, in welchem 
Umfang der Sicherheitsrat und andere 
Staaten bereit sind, aktiv mit dem 
IStGH zusammenzuarbeiten und ihn 
dabei zu unterstützen, das internatio-
nale Strafrechtssystem zu stärken.
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Zweifel an der Legitimität des 
Gerichts

Wachsende Skepsis gegenüber 
dem IStGH führt dazu, dass sein 
Handeln infrage gestellt wird. Nach 
Ansicht des Autors sollte daher die 
rechtliche von der politischen Legi-
timität seines Handelns unterschie-
den werden. Die innere Legitimität, 
also das rechtliche Handeln durch 
IStGH-Akteure, ist positiv zu bewer-
ten, wohingegen die äußere (poli-
tische) Legitimität des IStGH gefähr-
det ist. Der Grund für letzteres liegt 
vor allem darin, so die KritikerInnen, 
dass der frühere Chefankläger Eigen-
überweisungen ermutigt und sie als 
Allheilmittel betrachtet habe. Andere 
Gründe für die schwache politische 
Legitimität finden sich in der Struk-
tur und den begrenzten Kompe-
tenzen des IStGH. Aus der Sicht 
des Autors sind einige Argumente 
unbegründet und durch politische 
Kampagnen gegen den IStGH moti-
viert. Die kenianische Seite versucht 
Strafverfolgung zu unterbinden, Ver-
fahren zu verzögern und verhandelt 
mit der Anklage über politische Pro-
zessabsprachen.16 Letztlich war diese 
Taktik (teilweise) erfolgreich und hat 
zu Einstellungen, beispielsweise im 
Verfahren gegen Kenyatta, geführt.17

Wie dem auch sei, drei verschie-
dene Legitimitätsebenen sollten 
sorgfältig unterschieden und kon-
struktiv diskutiert werden: (i) die 
innere Legitimität und das rechtliche 
Handeln des IStGH, (ii) die äußere 
Legitimität und politische Unterstüt-
zung des Gerichts sowie die staatli-
che Zusammenarbeit zugunsten des 
IStGH und (iii) die grundlegende 
Legitimität des Völkerstrafrechts. 
Die verschiedenen Argumente 
müssen den ihnen zugehörigen 
Bereichen zugeordnet werden. Wäh-
rend zum Beispiel einige Aspekte der 
inneren Legitimität das Handeln des 
IStGH und seine Akteure betreffen 
– das Büro des Anklägers, Rich-
terInnen etc. –, müssen politische 
Bedenken von anderen Akteuren 
diskutiert werden: durch die Ver-
sammlung der Vertragsstaaten, den 

Sicherheitsrat und die Staaten als 
solche. Die politische Unterstützung 
für das Konzept des Völkerstraf-
rechts und des Internationalen Straf-
gerichtshofes sind eng miteinander 
verknüpft. Es ist offensichtlich, dass 
das Modell „IStGH“ scheitert, wenn 
eine breite Unterstützung nicht 
wiedergewonnen werden kann. Die 
Staaten könnten, einer nach dem 
anderen, den Vertrag verlassen. Die 
Hoffnung der Opfer auf Gerechtig-
keit würde enttäuscht und das Ziel, 
endlich die Straflosigkeit zu been-
den, einen verheerenden Rückschlag 
erleiden.

Die negative Wahrnehmung des 
IStGH ist vor allem eine Reaktion 
auf sein Tätigwerden im Sudan und 
in Kenia, wo er gegen amtierende 
Staatsoberhäupter vorging. Die 
damit verbundene Symbolik und 
natürlich der direkte rechtliche 
„Angriff“ auf autoritäre Machthaber 
in Ländern mit unterdrückten Bevöl-
kerungen führten dort zu starker 
Opposition. Die Angegriffenen 
entfachten einen Medienkrieg und 
versuchten, die Institution als solche 
zu delegitimieren. 

Auch ohne diese Opposition ist 
das internationale Strafrechtssystem 
weit davon entfernt, perfekt zu sein. 
Völkerrecht wird nicht gleich ange-
wandt, denn FührerInnen mächtiger 
Staaten laufen weniger Gefahr, straf-
rechtlich verfolgt zu werden.18 Den-
noch wird die Annahme, dass Afri-
kanerInnen unfair behandelt werden, 
durch die Fakten nicht gestützt,19 
auch wenn alle acht Fälle, die das Sta-
dium von Voruntersuchungsverfah-
ren erreicht haben, den afrikanischen 
Kontinent betreffen. Es bleibt des-
halb die Frage: warum und aus wel-
chen – rechtlichen und politischen 
– Gründen hat der IStGH bisher nur 
in afrikanischen Ländern umfassende 
Ermittlungen durchgeführt?

Die Frage bringt uns an den 
Anfang dieses Beitrags zurück: Das 
Bild könnte durch die Tatsache 
entstehen, dass die Mehrzahl der 
IStGH-Fälle durch die afrikanischen 
Staaten selbst überwiesen wurden, 
was die Behauptung eines „neo- ©
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imperialistischen“ Gerichts in ein 
anderes Licht rückt.20 Zu beachten ist 
auch, dass durchaus nicht alle afrika-
nischen Regierungen und Zivilgesell-
schaften den IStGH angreifen; einige 
haben ihre Unterstützung durch 
aktive Teilnahme an der Überprü-
fungskonferenz in Kampala bekräf-
tigt.21 In der Versammlung der Ver-
tragsstaaten ist weiterhin ein Dialog 
und eine gleichberechtigte Teilnahme 
möglich. Änderungen können durch 
die Vertragsstaaten im Einklang mit 
den Artikeln 121 bis 123 des Rom-
Statuts eingeleitet werden. Sicherlich 
ist eine konstruktive Zusammenar-
beit einem Rückzug aus dem Rom-
Statut nach Artikel 127 vorzuziehen.

In der gegenwärtigen Lage hat 
der IStGH im Hinblick auf Kenia 
offenbar an Glaubwürdigkeit ein-
gebüßt. Sollte er in Kenia schei-
tern, läuft der IStGH, der bei den 
Opfern große Erwartungen geweckt 
hat,22 Gefahr, dort und andernorts 
öffentliches Vertrauen zu verlie-
ren. Ein besonderer Grund für den 
begrenzten Erfolg in Kenia könnte 
in mangelhafter Öffentlichkeitsarbeit 
und dem Fehlen eines Kommunika-
tionsplanes liegen.23 Weder in Kenia 
noch im Nachbarland Tansania gibt 
es ein Büro für Öffentlichkeitsarbeit 
und Bürger in Kenia haben es nicht 
leicht, sich mit IStGH-Verfahren 
vertraut zu machen.24 Es erscheint 
dringend, hier Abhilfe zu schaffen.

Eigenüberweisung, Überweisung 
durch andere Staaten, durch den 
Sicherheitsrat oder proprio motu

Das Instrument staatlicher Über-
weisung wurde in den ersten Jahren 
des IStGH, als das Gericht seine 
Arbeit aufnahm, häufig genutzt. 
Im Vergleich dazu wurde das pro-
prio motu-Vorgehen vom früheren 
Chefankläger zögerlich gehandhabt. 
Im Unterschied zu Überweisungen 
durch Staaten und den Sicherheitsrat 
riskierten proprio motu-Verfahren 
die freiwillige staatliche Zusammen-
arbeit und die Unterstützung des 
Sicherheitsrats zu verlieren; auch 
haben Dritte bisher wenig Interesse 

gezeigt, das Büro des Anklägers zu 
unterstützen, wenn es gegen den 
Willen eines Staates handelte. Unter 
dem Gesichtspunkt der Zusammen-
arbeit erscheinen daher Überwei-
sungen des Sicherheitsrats das stärk-
ste Instrument zu sein.

Aber auch die Überweisung und 
Mandatierung durch den Sicherheits-
rat erweist sich als problematisch, 
wenn auch aus anderen Gründen. 
Der Sicherheitsrat ist letztlich ein 
politisches Organ. Als der Sudan 
sich nicht zur Zusammenarbeit 
bereit zeigte, trugen auch die Afrika-
nische Union (AU) und afrikanische 
Staaten dazu bei, den angeklagten 
Staatschef zu schützen. Im Fall 
Syrien wurde nie eine Überweisung 
erreicht. Die Überweisung durch den 
Sicherheitsrat nach Artikel 13 (b) des 
Rom-Statuts ermächtigt den Sicher-
heitsrat, den IStGH nach seiner 
eigenen Agenda zu nutzen. Über-
weisungen durch Staaten, die durch 
„Ermutigung“ zustande kommen, 
sind eher staatszentriert und setzen 
eine freiwillige Zusammenarbeit mit 
dem Gericht voraus. Sie reflektieren 
zugleich eine einseitige Sicht auf 
Gerechtigkeit, besonders wenn eine 
frühere Konfliktpartei den Staat in 
der Nachkonfliktphase repräsentiert. 
Denn es ist kaum wahrscheinlich, 
dass Angeklagte, die nach einem 
Regimewechsel der Regierung ange-
hören, vor Gericht gestellt werden.

Aus dieser Sicht stellt das proprio 
motu-Verfahren im Vergleich zu den 
beiden anderen Auslösemechanis-
men Unparteilichkeit sicher. Doch 
solange der IStGH nicht über eine 
ihn stützende Polizei und nur über 
eingeschränkte Ermittlungsteams 
verfügt, bleibt mangelnde staatliche 
Unterstützung ein entscheidender 
Nachteil.

Letztlich hängt die Präferenz für 
den einen oder anderen Auslösungs-
mechanismus von der gegebenen 
Konfliktsituation und den aktuellen 
Konstellationen in der internatio-
nalen Politik ab. Auch die Persön-
lichkeit des Chefanklägers und die 
vom Büro des Anklägers getroffenen 
strategischen Entscheidungen spielen 

eine Rolle. Die für die Legitimität des 
IStGH entscheidende Frage ist, ob 
der Rechtsrahmen des Gerichts ange-
passt werden sollte. Ein konstruk-
tiver Ansatz muss hier verschiedenste 
Akteure einbeziehen und deren 
Kritik anhören; die Akteure wiede-
rum müssen ihre Kritik verständ-
licher formulieren und ihre (berech-
tigten) Gründe klarer benennen.

Summary

When the International Criminal 
Court was established in 1998, it was 
labelled a success story of state coop-
eration. More recently, the ICC has 
been much criticized for focusing its 
prosecution activities on the African 
continent. Some states have now 
changed their attitude and oppose 
investigations by the ICC. They 
question the Court’s legitimacy and 
might leave the international setting 
of the ICC. A core aspect for under-
standing the ICC’s framework goes 
to the so-called trigger mechanism. 
It constitutes the procedural tool to 
activate any ICC intervention. The 
ICC evolved on the basis of state 
consent, achieving a procedural com-
promise reflected in the regulations 
of the Rome Statute. Yet this treaty 
is far from being perfect and leads 
to an imbalance when the Security 
Council is involved. In order to 
fairly criticize the ICC and its place 
in the international criminal system, 
which requires an identification of 
the actors relevant to the activation 
of the Court’s system, an under-
standing of the legal framework is 
indispensable.

Anmerkungen

1) Dieser Beitrag basiert auf einem Artikel, 
der 2015 am Käte Hamburger Kolleg ver-
öffentlicht wurde (Stegmiller 2015). Dieser 
Artikel wurde überarbeitet, von Thomas 
Siebold übersetzt und von Thomas Junker 
redaktionell bearbeitet.
2) Stegmiller 2011: 66
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3) Artikel ohne weitere Angaben sind die des 
IStGH-Rom-Statuts
4) Für eine terminologische Klärung siehe 
Müller/Stegmiller 2010: 1271.
5) OTP 2003
6) ICC 2004
7) OTP 2004
8) OTP 2005
9) Government of Mali 2012
10) Union of the Comoros 2013
11) OTP 2014
12) OTP 2009
13) Pre-Trial Chamber I 2006: § 35, siehe auch 
Trial Chamber II 2009: § 79 f.
14) Appeals Chamber 2009: § 85
15) Arsanjani/Reismann, Michael 2005: 385 f.; 
Schabas 2010: 305 f.; Apuuli 2006: 179 f.
16) Kersten 2013
17) Trial Chamber V(B) 2015
18) Keppler 2012: 7
19) Keppler 2012: 6
20) Sing’Oei 2010: 18; Weldehaimanot 2011: 229
21) Keppler 2012: 7 f.
22) Sing’Oei 2010: 19
23) Zum Mangel an Öffentlichkeitsarbeit siehe 
Tillier 2013: 546 f.
24) Sriram/Brown 2012: 241 f.
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